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1 Planungsrechtliche Voraussetzungen 

Der Markt Wartenberg besitzt einen vom Landratsamt Erding mit Bescheid vom 30. August 2012 (Az. 41-2) 

genehmigten Flächennutzungsplan. Das Baugebiet Zustorfer Straße war – in kleinerem Umfang - bereits im 

vorherigen Flächennutzungsplan ausgewiesen. Im Jahr 2007 wurde der Bebauungsplan Zustorfer Straße 

aufgestellt, jedoch bisher nicht umgesetzt. Der Gemeinderat des Marktes Wartenberg hat am 1. Februar 

2012 beschlossen, den Bebauungsplan zu ändern. 

2 Anlass, Ziele und Zwecke der Planung 

Für die Region München wird ein weiteres Bevölkerungswachstum vorhergesagt. Der Markt Wartenberg geht 

für sein Gemeindegebiet von einem Einwohnerwachstum um ca. 25 % in den nächsten 15 Jahren aus. Das 

entspricht einem Zuwachs von 1.200 Einwohnern oder 500 Haushalten.  

Im Flächennutzungsplan hat der Markt War-

tenberg im Jahr 2012 dazu 10,0 ha Wohn-

bauflächen und 4,5 ha gemischte Bauflächen 

neu ausgewiesen, richtet sein Augenmerk 

aber gleichzeitig auf die Entwicklung bereits 

ausgewiesener Flächen, auf die Aktivierung 

von Baulücken und auf die Nachverdichtung 

bestehender Baugebiete, was sich an dem 

geringen Planungsspielraum von 8 % für 

Wohnbauflächen zeigt (Abbildung aus der 

Begründung des Flächennutzungsplans). 

Der Markt Wartenberg möchte die Bildung von Wohneigentum in möglichst weiten Kreisen der Bevölkerung 

fördern und erweitert dazu das Wohngebiet an der Zustorfer Straße. Um auch geringer verdienende Perso-

nen zu berücksichtigen, liegt der Schwerpunkt des Baugebiets auf der Bereitstellung verhältnismäßig klei-

ner Baugrundstücke für Doppel- und Reihenhäuser.  

An der Zustorfer Straße, südlich des Planungsgebiets, befindet sich die Marie-Pettenbeck-Schule mit 

Grund- und Mittelschule, die Mehrzweckhalle des Marktes (Strogenhalle) und westlich davon das gemeind-

liche Kinderhaus mit Kindergarten, Kinderkrippe und Kinderhort. Gerade die letzten Jahre haben gezeigt, 

dass im Bereich der Schulen und der Kinderbetreuung Angebote erforderlich werden können, die innerhalb 

kurzer Zeit bauliche Erweiterungen notwendig machen. So entstanden in den letzten zehn Jahren ein Kin-

derhort für die Grundschule und eine Mensa mit Räumen für den Ganztagsbetrieb der Mittelschule. Mit der 

vorliegenden Bebauungsplanänderung soll eine Gemeinbedarfsfläche im direkten Anschluss an den Schul-

standort für solche zukünftigen Entwicklungen ausgewiesen werden. 

Das Wohngebiet und die Gemeinbedarfsfläche sind im rechtskräftigen Flächennutzungsplan enthalten.  

Mit dem Bebauungsplan sollen die Darstellungen in verbindliches Baurecht umgesetzt werden (siehe Abbil-

dung, Flächennutzungsplan Wartenberg). 
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3 Städtebauliches Konzept 

3.1 Entwurf 

 

Das Wohngebiet ist für vier Doppelhäuser und drei Reihenhäuser konzipiert. Die Gebäude sind nach Südos-

ten und Südwesten ausgerichtet und werden mit einer Stichstraße von der Zustorfer Straße aus erschlossen. 

Die privaten Stellplätze sind teils als Garagen, teils als offene Stellplätze geplant und entsprechen der ge-

meindlichen Stellplatzsatzung (zwei Stellplätze pro Wohnung). Insgesamt sind im Entwurf 20 Wohnungen 

geplant.  

An der Zustorfer Straße und im Inneren des Baugebiets entstehen für Besucher und Lieferanten zehn öf-

fentliche Stellplätze, die im Entwurf mit „P“ gekennzeichnet sind. Somit ist ein öffentlicher Stellplatz je 

zwei Wohnungen vorgesehen. In den Straßenbaurichtlinien wird ein öffentlicher Stellplatz je drei bis sechs 

Wohnungen empfohlen. Da in ländlichen Gemeinden mit geringem Angebot an öffentlichem Personennah-

verkehr erfahrungsgemäß ein großer Stellplatzbedarf besteht, wurden hier etwas mehr öffentliche Stell-

plätze geplant als empfohlen. 

Die Stichstraße ist an der Gabelung als 

Wendehammer für Müll- und Feuerwehr-

fahrzeuge ausgebildet (siehe Abbildung 

unten). Die Bemessung entspricht den 

Vorgaben der Kreisbrandinspektion Er-

ding und des Amtes für Abfallwirtschaft 

des Landkreises Erding für platzsparende 

Wendehämmer. Am nördlichen und süd-

lichen Ende der Stichstraße sind kleinere 

Wendeanlagen für Pkws eingeplant. 

Entlang der Zustorfer Straße und an der Stichstraße sind sechs Laubbäume zur Ein- und Durchgrünung des 

Baugebiets festgesetzt. Zusätzlich ist die Anpflanzung von Bäumen auf den privaten Baugrundstücken 

festgesetzt.  

Für die Gemeinbedarfsfläche sieht der Bebauungsplan eine möglichst hohe Flexibilität vor. Die Gebäude 

und sonstigen baulichen Anlagen können nahezu auf dem gesamten Grundstück errichtet werden. Erschlos-

sen ist die Fläche von der Zustorfer Straße aus – unabhängig von der Erschließung des Wohngebiets. 
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3.2 Versorgung und Entsorgung 

Wasser 

In der Zustorfer Straße verläuft eine Ringleitung DN 150. Von dieser Leitung aus ist die Wasserversorgung 

für das neue Baugebiet vorzunehmen. Für die Löschwasserversorgung sind in Abstimmung mit der örtlichen 

Feuerwehr Überflurhydranten zu installieren. 

Löschwasserversorgung, Flächen für die Feuerwehr 

Im Wohngebiet werden überwiegend Gebäude der Gebäudeklassen 2 und 3 nach Art. 2 BayBO entstehen 

(Doppel- und Reihenhäuser mit einer Höhe der Fußbodenoberkante des höchstgelegenen Geschosses, in 

dem ein Aufenthaltsraum möglich ist, über der Geländeoberfläche im Mittel von höchstens 7 m). Die in die-

sem Baugebiet möglichen Grenzabstände der Gebäude erfordern nach Art. 30 BayBO die Ausbildung der Dä-

cher als „harte Bedachung“, d.h. die Bedachungen müssen gegen eine Brandbeanspruchung von außen 

durch Flugfeuer und strahlende Wärme ausreichend lang widerstandsfähig sein. 

Das DVGW-Arbeitsblatt 405 stuft die Brandausbreitungsgefahr für eine solche Bebauung als „mittlere 

Brandausbreitungsgefahr“ ein. Der Löschwasserbedarf für das hier geplante allgemeine Wohngebiet mit ei-

ner mittleren Brandausbreitungsgefahr beträgt nach dem DVGW-Arbeitsblatt 96 m³/h (=1.600 l/min). Das 

Löschwasser soll für eine Löschzeit von zwei Stunden zur Verfügung stehen. Der Richtwert beschreibt den 

Löschwasserbedarf für den Grundschutz, d.h. für die zulässigen Wohngebäude ohne erhöhtem Sach- oder 

Personenrisiko.  

Nach der Bekanntmachung zum Vollzug des Bayerischen Feuerwehrgesetzes beschränkt sich die Verpflich-

tung der Gemeinden nicht auf die Bereitstellung des Grundschutzes. Ein Objekt, das in dem maßgebenden 

Gebiet ohne weiteres zulässig ist, stellt demnach regelmäßig kein außergewöhnliches, extrem unwahr-

scheinliches Brandrisiko dar, auf das sich die Gemeinde nicht einzustellen bräuchte. Ein über den Grund-

schutz hinausgehender, objektbezogener Brandschutz ist für Objekte mit erhöhtem Brandrisiko (z.B. Holz-

lagerplätze, Parkhäuser, Betriebe zur Herstellung und Verarbeitung von Lösungsmitteln, Lagerplätze für 

leicht entzündbare Güter) und für Objekte mit erhöhtem Personenrisiko (z.B. Versammlungsstätten, Ge-

schäftshäuser, Krankenhäuser, Hotels, Hochhäuser) notwendig. 

Für das Wohngebiet im Geltungsbereich sind allenfalls kleinräumige Nutzungen dieser Art denkbar. Allge-

mein zulässig sind außer Wohngebäuden auch Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 

und sportliche Zwecke sowie die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirt-

schaften und nicht störenden Handwerksbetriebe. Da die Eigentümer eine Wohnbebauung beabsichtigen, 

ist es aber unwahrscheinlich, dass im Wohngebiet solche Nutzungen entstehen. Anders ist die Gemeinbe-

darfsfläche zu beurteilen, auf der durchaus Objekte mit einem erhöhten Personenrisiko entstehen können. 

Für solche Objekte ist im Baugenehmigungsverfahren zu prüfen, welche Löschwassermenge erforderlich ist. 

Die Richtwerte sind im DVGW-Arbeitsblatt sehr pauschal abgestuft. Es ist davon auszugehen, dass eine 

Löschwasserversorgung von 96 m³/h in vielen Fällen auch den höheren Objektschutz abdecken kann. Im 

Einzelfall kann ein weiterer Löschwasserbedarf mit Hilfe von Löschwassertanks, Löschteichen oder ähnli-

chen Lösungen gedeckt werden, wenn die erforderliche Menge nicht über das Trinkwassernetz bereitge-

stellt werden kann. Die Anforderungen an die Verkehrsflächen sind im Bereich des Wohngebiets berücksich-

tigt (Fahrbahnbreite, Kurvenradien, Erreichbarkeit der Gebäude). Auf der Gemeinbedarfsfläche sind bei 

einer Bebauung ggf. Feuerwehrzu- oder Durchfahrten anzulegen. 

Schmutzwasser 

Die Kapazität der Kläranlage des Marktes Wartenberg ist ausreichend. In der Zustorfer Straße verläuft ein 

Abwasserkanal DN 400. Der Kanal führt an dieser Stelle das Abwasser aller Gebiete westlich der Strogen incl. 

Manhartsdorf und Pesenlern (mit Ausnahme des Gewerbegebietes Aufham) zur Kläranlage. Bei der Ausfüh-

rungsplanung ist zu prüfen, ob der Kanal ausreichend bemessen ist, um das Schmutzwasser des neuen Bau-

gebiets aufzunehmen. Für die Straßenentwässerung ist in der Zustorfer Straße ein Kanal DN 150 vorhanden. 

Regenwasser 

Im Bebauungsplan ist die Versickerung des Niederschlagswassers vorgeschrieben. Die grundsätzliche Versi-

ckerungsfähigkeit des Bodens ist in den benachbarten Gebieten erfahrungsgemäß gegeben. Bei der Ausfüh-

rungsplanung sind die Verordnung über die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammeltem  
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Niederschlagswasser (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung - NWFreiV), die Technische Regeln zum 

schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW), und das ATV-

Arbeitsblatt A 138 der Abwassertechnischen Vereinigung e.V. zu beachten. 

Elektrische Versorgung, Telekommunikation und Breitband 

Die elektrische Erschließung lässt sich aus der im Südwesten des Baugebiets bestehenden Trafostation War-

tenberg Nr. 11 durchführen. An der westlichen, nördlichen und östlichen Geltungsbereichgrenze sind Mit-

telspannungs-, Niederspannungs- und Straßenbeleuchtungskabel verlegt. Bei der Ausführungsplanung sind 

notwendige Niederspannungskabel und Verteilerschränke sowie Trassen für Telekommunikation und Breit-

band auf den öffentlichen Flächen vorzusehen. 

3.3 Auswirkungen, Beeinträchtigungen 

Gewerbegebiet Aufham 

Das Baugebiet wird neben einem Gewerbegebiet, dem Gewerbegebiet Aufham, ausgewiesen. Dieses Gebiet 

ist bisher zu einem Drittel bebaut. In Gewerbegebieten sind Nutzungen zulässig, das Wohnen wesentlich 

stören, z.B. durch Lärm, Staub oder Gerüche. Solche Störungen sollen nach dem Trennungsgrundsatz des  

§ 50 des Bundesimmissionsschutzgesetzes bei der Bauleitplanung so weit wie möglich vermieden werden. 

Ein möglicher Immissionskonflikt aus der geplanten Nachbarschaft der störempfindlichen Nutzungen und 

den im Gewerbegebiet zulässigen Betrieben wurde im Lauf der Planung untersucht, um ihn ggf. planerisch 

zu bewältigen. Im Gewerbegebiet Aufham dürfen allerdings nicht an jeder Stelle die allgemein in Gewerbe-

gebieten zulässigen Betriebe errichtet werden. Im nordwestlichen Bereich wurde im Bebauungsplan im 

Jahr 1983 mit Rücksicht auf die damals schon existierenden Wohnhäuser eine Einschränkung der Emissio-

nen festgesetzt: 

 Festsetzung Nr. 2.b) „Unzulässig sind alle Anlagen, deren äquivalenter Dauerschallpegel nach der TA-

Lärm vom 16.7.1978 (Merkbl. 29/78) die Planungsrichtwerte für Mischgebiete gemäß DIN 18005 über-

schreitet oder deren sonstige Emissionen die Planungsrichtwerte für Mischgebiete überschreiten.“ 

Dort dürfen sich demnach nur Betriebe ansiedeln, deren Störgrad dem eines Mischgebietes entspricht.  

Das sind Betriebe, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Es haben sich in der Folge ein Brandsanierungs-

betrieb (als spezialisierter Malereibetrieb) und ein Feinblechverarbeitungsbetrieb in dem eingeschränkten 

Bereich niedergelassen. Der Feinblechverarbeitungsbetrieb hat sich in den letzten Jahren in das (nicht ein-

geschränkte) Gewerbegebiet hinein erweitert. Von diesen zwei Betrieben abgesehen, sind die Flächen ne-

ben dem geplanten Baugebiet noch nicht bebaut. 

Im Jahr 2007 hat der Markt Wartenberg ein schalltechnisches Gutachten erstellen lassen, um die  Emissio-

nen des Gewerbegebiets zu ermitteln. Das damalige Gutachten hat ergeben, dass die Lärmemissionen der 

bestehenden Betriebe hauptsächlich nachts zu Richtwertüberschreitungen im Planungsgebiet führen kön-

nen. Tagsüber werden nach dem damaligen Gutachten innerhalb der Gemeinbedarfsfläche teils die Orientie-

rungswerte für ein reines Wohngebiet (50 dB(A)) und teils die Werte für ein allgemeines Wohngebiet (55 

dB(A)) eingehalten. Das Wohngebiet wurde deshalb mit der vorliegenden Planung nur so weit nach Westen 

erweitert, dass die Gebäude noch außerhalb der Bereiche mit nächtlichen Richtwertüberschreitungen lie-

gen. Zusätzlich ist im Bebauungsplan eine Grundrissorientierung der Wohnungen festgesetzt, die ein Lüf-

ten an der lärmabgewandten Seite ermöglicht (Festsetzung Nr. 7.1). Diese Festsetzung ist bereits im 

rechtskräftigen Bebauungsplan enthalten. Die Flächen mit einer höheren nächtlichen Lärmbelastung wer-

den nicht als Wohngebiet, sondern als Gemeinbedarfsfläche festgesetzt. Für Schulen und Kinderbetreu-

ungseinrichtungen sind nicht die nächtlichen Immissionen, sondern die Immissionen tagsüber relevant.  

Nach der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung Anfang 2014 hat der Markt Wartenberg ein 

aktuelles Gutachten zur Untersuchung zu Lärmimmissionsschutz, Luftreinhaltung und Erschütterungen 

erstellen lassen (siehe Anlage 8.1). Das Gutachten hat die früheren Untersuchungen bestätigt und ergeben, 

dass das erweiterte Wohngebiet keinen erheblichen Immissionen ausgesetzt ist und dass mit der Erweite-

rung des Wohngebiets keine Einschränkung bestehender Gewerbebetriebe verbunden ist. Auch die unbe-

bauten Flächen des Gewerbegebiets Aufham werden durch die Planung nicht erheblich eingeschränkt oder 

entwertet. 
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Für die Gemeinbedarfsfläche ist gemäß Gutachten bei einer späteren Konkretisierung der Nutzung zu 

untersuchen, ob Beeinträchtigungen durch den vorhandenen Lackierbetrieb auftreten können (z.B. mit 

einer Ausbreitungsrechnung).  Gegebenenfalls müssen sensible Nutzungen einen Abstand zur Lackiererei 

einhalten. Der Schutzbedürftigkeit eines Wohngebiets und eines Schul- und Kinderbetreuungsstandortes 

ist damit ebenso Rechnung getragen, wie den Bestands- und Erweiterungsinteressen der Betriebe. 

Im Hinblick auf ein möglichst konfliktfreies Nebeneinander von Wohnen, öffentlichen Nutzungen und  

Gewerbe ist im Bebauungsplan vorsorglich der Einbau von Schallschutzfenstern bei schutzbedürftigen 

Räumen festgesetzt. Der Markt Wartenberg hat die Festsetzung auf Anregung eines Betriebsinhabers im 

Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung getroffen. Die Festsetzung gilt sowohl für das Wohngebiet, als auch 

für die Gemeinbedarfsfläche. Schallschutzverglasungen können im Falle erheblicher Lärmbelästigungen 

nicht als Schutzmaßnahme betrachtet werden, weil die Lärmschutzverordnungen nicht nur die Innenräume 

bei geschlossenen Fenstern schützen, sondern ein Schutzniveau außen vor den Fenstern vorschreiben. Da 

das Immissionsgutachten ergeben hat, dass im Geltungsbereich ohnehin keine Überschreitung von Lärm-

orientierungswerten der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) zu erwarten ist, handelt es sich bei der 

Festsetzung um eine weitergehende, flankierende Maßnahme. 

Die festgesetzte Schallschutzklasse 2 ist für Aufenthaltsräume in Wohngebäuden, Büros und Unterrichts-

räumen in reinen und allgemeinen Wohngebieten je nach Fensterflächenanteil und Bauart der Außenwände 

bei maßgeblichen Außenlärmpegeln ausreichend, die – wie hier - die Orientierungswerte der DIN 18005  

unterschreiten oder ausschöpfen.  

Strogenhalle 

Die Mehrzweckhalle des Marktes Wartenberg, die Strogenhalle, liegt ca. 47 m vom Rand des Wohngebiets 

entfernt; der Mindestabstand zu den zulässigen Wohngebäuden beträgt 52 m. Der Parkplatz liegt jeweils 

zehn Meter näher. Die Halle wird regulär vor allem tagsüber für Schul- und Vereinssport genutzt, von Zeit zu 

Zeit finden aber auch größere Abendveranstaltungen wie Konzerte statt. Um die Lärmentwicklung im öst-

lich benachbarten reinen Wohngebiet zu begrenzen, werden bei diesen Abendgroßveranstaltungen externe 

Besucherparkplätze im Bereich der Thenner Straße genutzt und die Besucher von dort aus über das Schul-

gelände zur Halle geleitet. Der Hallenparkplatz wird dann nur von den Veranstaltern genutzt. 

Im Jahr 2007 hat der Markt Wartenberg ein schalltechni-

sches Gutachten erstellen lassen, das eine Emissions-

prognose für ein Rockkonzert in der Strogenhalle enthält 

(siehe Anlage 8.2). Die Lärmrasterkarten zeigen, dass am 

südlichen Rand des geplanten Wohngebiets in der lautes-

ten Nachtstunde zwischen 22:00 und 6:00 Uhr ein Beur-

teilungspegel von weniger als 48 dB(A) zu erwarten ist, 

wenn die Fenster und Türen der Halle geschlossen sind 

und der Parkplatz nicht genutzt wird (siehe Abbildung 

und Gutachten, Seite 37). Der Immissionsrichtwert nach 

der 18. Bundesimmissionsschutzverordnung für seltene 

Ereignisse in Höhe von 50 dB(A) wird unter den genann-

ten Voraussetzungen eingehalten (siehe Gutachten, 

Seite 7). Das geplante Wohngebiet ist demnach keinen 

unzumutbaren Lärmbelästigungen durch den Betrieb der 

Strogenhalle ausgesetzt und erlegt der Strogenhalle 

keine über die bisherigen Vorkehrungen hinausgehenden 

Beschränkungen auf.  

Zwischen der zukünftigen Gemeinbedarfsfläche und der Strogenhalle ist kein Immissionskonflikt erkennbar, 

weil die dort vorgesehenen schulischen Nutzungen nur tagsüber beeinträchtigt werden könnten. Der regu-

läre Hallenbetrieb zur Tagzeit lässt keine Beeinträchtigung einer benachbarten Schule oder Kinderbetreu-

ungseinrichtung erwarten.  
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Landwirtschaft 

Nördlich des Wohngebiets befindet sich ein landwirtschaftlicher Betrieb mit Rinderhaltung (ca. 50 Rinder 

in zwei Ställen). Von diesem Betrieb können unvermeidliche Lärm-, Staub- und Geruchsbelästigungen aus-

gehen. Für die Festlegung, welcher Abstand zwischen den Wohngebäuden und den Ställen notwendig ist, 

gibt es keine gesetzlich vorgeschriebenen Richtlinien. Als Orientierung kann die Abstandsregelung des Ar-

beitskreises „Immissionsschutz in der Landwirtschaft“ im Bayerischen Landesamt für Umweltschutz dienen. 

Danach werden bei 50 Rindern (=ca. 60 Großvieheinheiten) Abstände ab 30 m zur Wohnbebauung empfoh-

len. Im Bebauungsplan wird mittels Baugrenzen ein Schutzabstand von 57 m zwischen den Wohnhäusern 

und den Stallgebäuden festgesetzt, ca. 5 m mehr als im rechtskräftigen Bebauungsplan. Die dazwischenlie-

genden Flächen können für Puffernutzungen (z.B. Geräteräume) dienen, soweit sie im Wohngebiet liegen. 

Wegen dieses Abstands sind keine erheblichen Auswirkungen der landwirtschaftlichen Emissionen auf Erho-

lung und Gesundheit – und umgekehrt keine Einschränkung der Betriebsausübung - zu erwarten. 

Der Landwirtschaft gehen durch die Planung Flächen verloren. Die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 

Flächen durch das vorliegende Wohngebiet kann nicht durch die Wiedernutzung von Flächen, Nachverdich-

tung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung verringert werden. Der Markt Wartenberg muss sowohl 

Nachverdichtungen als auch die Neuausweisung von Wohngebieten parallel betreiben, um sein Planungs-

ziel zu erreichen. Für die Gemeinbedarfsfläche gibt es keinen alternativen Standort oder Nachverdichtungs-

potentiale auf dem bestehenden Gelände. Für den naturschutzrechtlichen Ausgleich werden landwirt-

schaftliche Flächen ebenfalls nur im erforderlichen Umfang umgenutzt. Der erforderliche Umfang ist im 

Umweltbericht begründet (s.u. Nr. 5.4). 

Verkehr 

Das Wohngebiet führt auf der Zustorfer Straße und der Aufhamer Straße zu einer  Erhöhung des Verkehrs. 

Der zusätzliche Verkehr lässt sich folgendermaßen abschätzen (Abschätzung nach Bosserhoff1): Nach dem 

städtebaulichen Entwurf ist insgesamt von 20 Wohnungen auszugehen, in denen langfristig 52 Menschen 

wohnen, zu Beginn der Nutzungszeit familienbedingt etwas mehr (Wohnungsbelegung in Wartenberg: 2,58 

Einwohner pro Wohnung, Tendenz abnehmend; Gemeindedaten Wartenberg 2011). Das Wohngebiet lässt 

demnach folgenden Verkehr erwarten: 

 Wohngebiet 

Einwohner 52 

Einwohnerverkehr 85 Kfz/Werktag 

Besucher-/Lieferverkehr 13 Kfz/Werktag 

Lkw-Verkehr 3 Lkw/Werktag 

morgendliche Spitzenstunde  15 Kfz/h 

nachmittägliche Spitzenstunde  19 Kfz/h 

 

Für die Gemeinbedarfsfläche lässt sich das Verkehrsaufkommen kaum abschätzen. Solange die Nutzungen 

nicht konkretisiert wurden, sind sehr unterschiedliche Konstellationen möglich (vom Kindergarten über ei-

ne Schule bis hin zu Sport- oder Veranstaltungsnutzungen). Bei der Vorhabensplanung sind deshalb die 

Verkehrsauswirkungen konkret zu ermitteln und zu bewältigen. 

  

                                                                 

1 Verfahren zur Abschätzung der Verkehrserzeugung durch Vorhaben der Bauleitplanung;  

Dr.-Ing. Dietmar Bosserhoff, Wiesbaden 2000;  
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3.4 Flächen 

Der Bebauungsplan umfasst die Flurstücke 456/1, 457, 457/2, 457/3, 458 und Teile der Flurstücke 447 und 

579, Gemarkung Wartenberg. 

Geltungsbereich gesamt 29.616,9 m² 

Gemeinbedarfsfläche 16.931,7 m² 

Wohngebiet  5.812,2 m² (100 %) 

 private Baugrundstücke incl. Gemeinschaftsanlagen 4.232,1 m² (73 %) 

 öffentliche Verkehrsflächen 1.105,0 m² (19 %) 

 Spielplatz 475,0 m² (8 %) 

naturschutzrechtliche Ausgleichsflächen 5.475,1 m²  

 für das Wohngebiet (A1, A2) 1.750,1 m² 

 für die Gemeinbedarfsfläche 3.725,0 m² 

zu erhaltender Gehölzbestand 370,4 m² 

einbezogene bestehende Verkehrsfläche (Zustorfer Straße) 1.027,5 m² 

4 Erläuterung von Festsetzungen 

4.1 Grünordnung, Natur und Landschaft (Nr. 8) 

Folgende Bäume sind für den Standort besonders geeignet: 

Großkronige Laubbäume: Spitzahorn acer platanoides, Bergahorn acer pseudoplatanus, Buche fagus syl-

vatica, Esche fraxinus excelsior, Stieleiche quercus robur 

Mittelkronige Laubbäume: Walnuss juglans regia, Vogelkirsche prunus avium, Rosskastanie aesculus, Hain-

buche carpinus betulus, Erle alnus 

4.2 Gestaltung (Nr. 6) 

Bei Dachgauben und Zwerggiebeln sind die in der Draufsicht sichtbaren Dachflächen der Gauben und 

Zwerggiebel zu messen. Die Summe dieser Flächen darf bis zu 20% der Gebäudegrundfläche betragen. 

4.3 Grundflächenzahl (Nr. 4.1) 

Die Grundflächenzahlen (GRZ) überschreiten teilweise die Obergrenze von 0,4 nach § 17 BauNVO. Die Über-

schreitungen sind städtebaulich begründet: 

 Grundstücke von Reihenmittelhäusern sind generell kleiner, als die Grundstücke von Reihenend-

häusern. Dasselbe Reihenhaus erfordert auf diesen kleineren Grundstücken eine höhere GRZ. 

 Für das vorliegende Baugebiet ist eine besonders flächensparende Siedlungsentwicklung beab-

sichtigt, bei der die Hausgruppen insgesamt die Obergrenze des § 17 BauNVO ausschöpfen. 

Zwangsläufig muss die GRZ für Reihenmittelhausgrundstücke über 0,4 und die GRZ der Reihenend-

grundstücke unter 0,4 liegen. 

Ein Ausgleich für die Überschreitungen ist somit unmittelbar in der gleichen Hausgruppe durch entspre-

chende Unterschreitungen vorgesehen. 

Bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche für Teilgebäude von Hausgruppen sind der Grundstücksfläche 

im Sinne des § 19 Abs. 3 BauNVO auch gemeinschaftlich genutzte Flächenanteile (Gemeinschaftseigentum) 

hinzuzurechnen. Die Flächenanteile sind im gleichen Verhältnis der Anteile der eigentlichen Baugrundstü-

cke an der Gesamtfläche zuzuordnen. 
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Insgesamt wird die Obergrenze des § 17 BauNVO eingehalten, wie die folgende Aufstellung zeigt: 

 

 

  

Teilflächen Größe Größe incl. Anteile GRZ zulässige GR mittlere GRZ

Gemeinsch.flächen

WA1 (Hausgruppe) 952,3 m² 952,3 m² 385,2 m² --> 0,40

Teilfläche a 213,7 m² 263,1 m² 0,32 --> 84,2 m²

Teilfläche b 332,9 m² 409,7 m² 0,53 --> 217,2 m²

Teilfläche c 227,1 m² 279,5 m² 0,30 --> 83,9 m²

Gemeinschaftsfläche 178,7 m² -

WA3 (Hausgruppe) 925,8 m² 925,8 m² 362,4 m² --> 0,39

Teilfläche a 221,5 m² 277,6 m² 0,35 --> 97,2 m²

Teilfläche b 305,8 m² 383,4 m² 0,45 --> 172,5 m²

Teilfläche c 211,3 m² 264,8 m² 0,35 --> 92,7 m²

Gemeinschaftsfläche 187,2 m² -

nördliches WA4 (Hausgruppe) 634,5 m² 634,5 m² 246,5 m² --> 0,39

Teilfläche a 244,1 m² 244,1 m² 0,35 --> 85,4 m²

Teilfläche b 129,0 m² 162,6 m² 0,50 --> 81,3 m²

Teilfläche c 227,8 m² 227,8 m² 0,35 --> 79,7 m²

Teilfläche d (Garage von b) 33,6 m² 0,50
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5 Umweltbericht 

5.1 Einleitung 

Wie oben beschrieben weist der Markt Wartenberg eine Gemeinbedarfsfläche an der Zustorfer Straße aus 

und erweitert das dortige Wohngebiet. Das Wohngebiet soll zum Einwohnerwachstum beitragen, das der 

Markt Wartenberg für die nächsten 15 Jahre anstrebt und die Bildung von Wohneigentum in möglichst wei-

ten Kreisen der Bevölkerung ermöglichen. Die Gemeinbedarfsfläche soll Erweiterungsmöglichkeiten für den 

Schul- und Kinderbetreuungsstandort schaffen. Die Fläche wird bisher landwirtschaftlich als Acker genutzt.  

Für die umweltbezogenen Aspekte der Planung sind v.a. folgende Fachgesetze, Fachpläne, Fachdaten und 

Programme einschlägig: 

Fachgesetze 

 Naturschutzgesetzgebung BNatSchG, BayNatSchG 

 Immissionsgesetzgebung BImSchG 

Fachpläne, Fachdaten und Programme: 

 Landesentwicklungsprogramm Bayern  

 Regionalplan München 

 amtliche Biotopkartierung Bayern  

 Meldeliste Natura 2000 Bayern 

 Arten- und Biotopschutzprogramm Bayern (Landkreis-ABSP Erding) 

 Artenschutzkartierung (ASK) 

 Landschaftsplan des Marktes Wartenberg (im Flächennutzungsplan integriert) 

In der näheren Umgebung des Planungsgebietes 

gibt es keine Schutzgebiete, deren Entwick-

lungs- und Erhaltungsziele zu berücksichtigen 

sind. Das Planungsgebiet liegt in keinem regio-

nalen Grünzug oder landschaftlichen Vorbehalts-

gebiet (siehe Abbildung Regionalplan mit Grün-

zügen). Planungsrechtlich liegt das Gebiet 

derzeit im Außenbereich.  

Bei der Umweltprüfung hat sich gezeigt, dass die 

Wohngebietserweiterung und Gemeinbedarfsflä-

chenausweisung zum Teil mit Beeinträchtigun-

gen verbunden sind. Diese – und die planeri-

schen Ansätze zur Lösung – werden unten 

beschrieben. Der Umweltbericht gibt den derzei-

tigen Stand der Planung und Umweltprüfung 

wieder und wird im Lauf des Verfahrens fort-

geschrieben. 
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5.2 Bestandsaufnahme, Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen  

Im Flächennutzungsplan sind zum Wohngebiet Birkenstraße u.a. folgende Aussagen enthalten: 
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Diese Aussagen des Flächennutzungsplans beschränken sich auf eine überschlägige Umweltprüfung und 

Anwendung der Eingriffs- und Ausgleichsregelung. Im Folgenden werden die Ergebnisse der Umweltprüfung 

für den vorliegenden Bebauungsplanentwurf dargestellt. 
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Mensch (Erholung/Gesundheit) 

 Beeinträchtigung durch Emissionen des Gewerbegebiets Aufham 

Das Wohngebiet und die Gemeinbedarfsfläche werden in der Nähe eines Gewerbegebietes, dem Gewer-

begebiet Aufham, ausgewiesen. Dieses Gebiet ist bisher zu einem Drittel bebaut. In Gewerbegebieten 

sind Nutzungen zulässig, die das Wohnen und sonstige empfindliche Nutzungen wesentlich stören, 

z.B. durch Lärm, Staub oder Gerüche. Solche Störungen sollen gemäß dem Trennungsgrundsatz des  

§ 50 des Bundesimmissionsschutzgesetzes bei der Bauleitplanung so weit wie möglich vermieden 

werden. Der Abstand von mindestens 150 m zwischen dem Gewerbegebiet und dem geplanten Wohn-

gebiet ist ausreichend groß, um erhebliche Beeinträchtigungen zu vermeiden. Das gilt ebenso für die 

Gemeinbedarfsfläche, die zwar einen geringeren Abstand zum Gewerbegebiet aufweist, aber für die 

keine empfindlichen Nutzungen in der Nachtzeit vorgesehen sind. Dies hat auch das Immissionsgut-

achten von hoock farny ingenieure ergeben (siehe Anlage 8.1).  

 Beeinträchtigung durch Emissionen der Landwirtschaft 

Das Wohngebiet ist durch die angrenzenden Felder vorbelastet. Die intensive landwirtschaftliche Nut-

zung der Äcker bedingt Emissionen in Form von Lärm, Geruch und Staub. Nördlich des Wohngebiets 

befindet sich ein landwirtschaftliches Anwesen mit ca. 50 Rindern in zwei Ställen. Zwischen der 

Wohnbebauung und dem nächsten Stallgebäude ist ein Mindestabstand von ca. 57 Metern geplant. 

Dadurch können erhebliche Geruchsbelästigungen im Wohngebiet ausgeschlossen werden. Der Ab-

stand wird im Bebauungsplan mit Baugrenzen festgesetzt.  

 Beeinträchtigung durch sonstige Emissionen 

Südlich der geplanten Wohnbebauung liegt ca. 47 m entfernt die Strogenhalle. Diese Mehrzweckhalle 

des Marktes Wartenberg wird für den Schulsport, den Vereinssport und sonstige Veranstaltungen ge-

nutzt. Der Parkplatz der Strogenhalle ist vom geplanten allgemeinen Wohngebiet ca. 37 m entfernt. 

Tagsüber sind durch den Hallenbetrieb keine Störungen auf die geplante Wohn- und Schulnutzung zu 

erwarten. Die nächtliche Nutzung der Strogenhalle ist mit Auflagen zum Lärmschutz versehen, da die 

Halle in Nähe eines reinen Wohngebiets liegt. Deswegen sind auch nachts keine erheblichen Belästi-

gungen zu erwarten. Das Planungsgebiet liegt nicht innerhalb der Fluglärmschutzbereiche des Flugha-

fens München. Nach dem Planfeststellungsbeschluss für eine 3. Start- und Landebahnliegt das Gebiet 

auch bei der Errichtung einer 3. Startbahn nicht in den Fluglärmschutzbereichen. 

Es sind insgesamt gering erhebliche Beeinträchtigungen der Gesundheit und Erholungsmöglichkeiten von 

Menschen zu erwarten. 

Tiere und Pflanzen 

Das Planungsgebiet wird bisher landwirtschaftlich als Acker genutzt. Die Fläche grenzt an das Schwer-

punktgebiet „Strogntal“ des Arten- und Biotopschutzprogramms des Landkreises Erding (ABSP, siehe Ab-

bildung). Es handelt sich um eine überregionale Feuchtgebietsachse. Das naturschutzfachliche Ziel ist die 

Optimierung der Strogen als überregionale Ausbreitungsachse für Fließgewässerarten und die Optimierung 

der Strogenaue. Die Planung greift in das Schwerpunktgebiet nicht ein. 
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Flächen mit Schutzgebieten im Sinne der Abschnitte III und IIIa des BayNatSchG, gesetzlich geschützte 

Biotope bzw. Lebensstätten oder Waldflächen werden nicht einbezogen. Auch in der engeren Umgebung 

gibt es keine Schutzgebiete, auf die das erweiterte Baugebiet ausstrahlen könnte. Nachweise über das Vor-

kommen geschützter Arten im Planungsgebiet oder in der Umgebung liegen nicht vor. Die Bedeutung der 

Gesamtfläche als Lebensraum ist nach den obigen Ausführungen als gering einzustufen. Die Auswirkungen 

für Tiere und Pflanzen sind nur gering erheblich. 

Boden 

Der Boden ist als lehmig-/lößiger Diluvialboden (Eiszeit-

boden, Gletscherablagerung) mit günstigen Ertragsbedin-

gungen zu bezeichnen. Die künftige Nutzung der Fläche als 

Wohngebiet und Gemeinbedarfsfläche bringt Eingriffe in 

den Bodenhaushalt und die mit jeder Bebauung einherge-

hende Bodenversiegelung mit sich.  

In den versiegelten Flächen gehen die Bodenfunktionen 

verloren – zusätzlich werden Flächen durch baubedingte 

Verdichtung belastet. Die Auswirkungen haben daher eine 

hohe Erheblichkeit. Die Abbildung zeigt einen Ausschnitt 

aus der Bodenschätzkarte des Bodeninformationssystems 

Bayern. 

Wasser 

Im Baugebiet ist ein Grundwasserflurabstand von weniger als 3 m anzusetzen. Messstellen gibt es im Pla-

nungsgebiet nicht. Eine besondere Bedeutung des Gebiets für die Gewinnung von Trink- und Brauchwasser 

besteht nicht, es sind keine Schutzgebiete ausgewiesen. Es wird eine Versickerung des anfallenden Nieder-

schlagswassers auf den privaten Grundstücken festgesetzt. 

Die geplante Bebauung sorgt mit der Versiegelung von Flächen für einen erhöhten Oberflächenwasseranfall 

und beschleunigten Abfluss. Dadurch wird die Grundwasserneubildungsrate herabgesetzt. Zudem dringen 

die Baukörper voraussichtlich in das Grundwasser ein. Allerdings ist der Grundwasserflurabstand nicht mehr 

intakt, da die dem Baugebiet gegenüberliegende Straßenseite fast auf der ganzen Länge bereits bebaut ist. 

Die Beeinträchtigung des Grundwassers ist aufgrund der geringen Empfindlichkeit des Bestands als „gering 

erheblich“ zu bewerten. Oberflächengewässer sind im Planungsgebiet nicht vorhanden. Das Überschwem-

mungsgebiet der Strogen reicht nicht bis an das Baugebiet heran. 

Klima und Luft 

Das Baugebiet beeinflusst keine zu beachtenden Frischluftschneisen, da zusätzlich zu der bereits vorhan-

denen Bebauung keine erhebliche Barriere für Luftströmungen aufgebaut wird. Durch die Planung wird die 

Ventilationswirkung im Verhältnis zur Ausgangssituation auch auf lokaler Ebene nicht oder kaum spürbar 

verringert. Die Versiegelung von Flächen verringert die Kaltluftentstehung und verschlechtert die Luftrege-

neration. Aufgrund der geringen Gesamtgebietsgröße und der überwiegend nur geringen bis mittleren Flä-

chenversiegelung kommt es durch die Planung aber höchstens zu einer geringen Reduktion der Kalt- und 

Frischluftentstehung. Das Planungsgebiet hat für die umliegende Bebauung keine Klimaausgleichsfunkti-

on. Die Auswirkungen der Planung auf Klima und Luft sind deshalb als „gering erheblich“ einzustufen. 

Landschaft, Ortsbild 

Das Gebiet befindet sich in der naturräumlichen Untereinheit 051–B „Östliche Erdinger Niederterrasse“. Ein 

Stück weiter östlich schließt die Untereinheit 060-B „Steilanstieg zum Tertiärhügelland“ an. Das Areal ist 

relativ eben und weit einsehbar. Die Umgebung wird im Westen von intensiv landwirtschaftlich genutzten 

Flächen und ansonsten von den Hallen im Gewerbegebiet Aufham, der Hauptschule und Strogenhalle im 

Süden und den landwirtschaftlichen Gebäuden und Wohnhäusern im Norden und Osten geprägt. Gliedernde 

Elemente wie Raine, Gehölze oder Kleingewässer sind kaum vorhanden. Nur nördlich des Baugebiets sind 

eine Streuobstwiese und mehrere große Einzelbäume im Bereich des Bauernhofs. Das Wohngebiet wird das 

Ortsbild im Inneren zwangsläufig verändern. Von außen betrachtet fügt sich die geplante Bebauung jedoch 

aufgrund ihrer Lage in die vorhandene Silhouette des Marktes und in die Landschaft ein, ohne sie zu stö-

ren. Ortsbild und Landschaft werden deshalb nicht mehr als gering erheblich beeinträchtigt. 
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Kultur- und Sachgüter 

Kultur- und Sachgüter sind von der Planung nicht betroffen.  

5.3 Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Wenn die Planung nicht durchgeführt wird, wird es keine Veränderungen im Planungsgebiet geben. Das 

Wohngebiet würde im bisher festgesetzten, kleineren Umfang entstehen, die restliche Fläche intensiv 

landwirtschaftlich genutzt. 

5.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich  

Mensch 

Beeinträchtigungen durch Emissionen der Landwirtschaft und der Gewerbebetriebe werden durch das Ein-

halten von Schutzabständen vermieden (siehe Immissionsschutzgutachten, Anlage 8.1). Um Konflikten bei 

Richtwertüberschreitungen z.B. durch Großveranstaltungen in der Strogenhalle vorzubeugen, wird festge-

setzt, dass Schlaf- und Kinderzimmer mindestens ein zum Lüften geeignetes Fenster an der lärmabgewand-

ten Seite haben. 

Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Klima und Luft, Landschaft 

Zur Ermittlung des Ausgleichsbedarfs für die Auswirkungen der Planung auf diese Schutzgüter wird die in 

Bayern seit dem 1. Januar 2001 in Kraft befindliche naturschutzrechtliche Eingriffsregelung angewendet. 

Um die entstehenden Beeinträchtigungen zu reduzieren, sind folgende Maßnahmen geplant: 

 Freihalten des Feldgehölzes von baulicher Nutzung; Ausweisung eines Erhaltungsgebots; 

 teilweise Gebietseingrünung mit Laubgehölzen; 

 Durchgrünung des Gebiets mit Laubbäumen; 

 Versickerung des Niederschlagswassers vor Ort; 

Hinsichtlich geplanter Maßnahmen gegen den Klimawandel und der Anpassung an den Klimawandel ist 

nach Auffassung des Umweltbundesamtes2 von folgenden Klimaveränderungen auszugehen:  

 Zunahme der Häufigkeit und Intensität von Hitzewellen 

 leichte Niederschlagszunahme, räumlich und saisonal stark variierend 

 Zunahme bei Winterniederschlägen 

 Abnahme bei Sommerniederschlägen 

 häufigere Starkniederschläge 

Diese Auswirkungen gelten als sehr wahrscheinlich. Als wahrscheinlich werden außerdem genannt:  

 Zunahme von Winterstürmen 

 Klimavariabilität nimmt zu 

Folgende Elemente der vorliegenden Planung dienen unter anderem der Anpassung an die beschriebenen 

Klimaveränderungen oder vermindern den Beitrag zum Klimawandel:  

 Die zu pflanzenden und zu erhaltenden Bäume (Festsetzungen Nr. 8.1, 8.3, 8.5, 8.6) binden bei ihrem 

Wachstum Kohlendioxyd aus der Atmosphäre. 

 Die Durchgrünung des Wohngebiets mit Bäumen (Festsetzungen Nr. 8.1 und 8.5) vermindert die Aus-

wirkungen von Hitzewellen. 

 Die Versickerung des Regenwassers (Festsetzung 8.2) vermindert die Auswirkungen von Starknieder-

schlägen auf die Infrastruktur. 

 Die Festsetzung der Gemeinbedarfsfläche neben dem existierenden Schulstandort ermöglicht, die Ge-

bäude an das dort bestehende Nahwärmenetz anzuschließen. 

 Die Geländemulden und Eintiefungen auf der Ausgleichsfläche A3 mindern die Auswirkung von Hoch-

wassern, die durch anhaltende Starkniederschläge entstehen können. 

                                                                 

2 „Klimalotse – Leitfaden zur Anpassung an den Klimawandel“, Umweltbundesamt, 2010 
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Ermittlung des Ausgleichsbedarfes für die Neuausweisung 

Im Plangebiet sind zwei Teilflächen mit gleicher Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild vorhan-

den: eine Ackerfläche und eine regelmäßig gepflegte Grünfläche, Boden nicht versiegelt, mit geringem (al-

lerdings nicht intaktem) Grundwasserflurabstand, gut durchlüftetes Gebiet im Randbereich von Luftaus-

tauschbahnen, ohne kleinräumig strukturierte Bereiche oder eingewachsene Eingrünungsstrukturen; Diese 

Flächen sind Gebiete geringer Bedeutung (Kategorie I). 

Für das bisher geplante Wohngebiet wurde im Bebauungsplan eine Ausgleichsfläche am westlichen Rand 

des Grundstücks als Fortsetzung eines innerörtlichen Grünzugs festgesetzt. Die Beeinträchtigungsintensi-

tät war vom Typ BI, der Ausgleichsfaktor betrug ca. 0,28 (siehe Abbildung: Eingriffs- und Ausgleichsfläche 

des bisherigen, rechtskräftigen Bebauungsplanes). 

 

Da die damalige Wohngebietsfläche nicht nur erweitert, sondern auch dichter bebaut werden soll, wird die 

Ausgleichsfläche für das gesamte Gebiet neu ermittelt. Im Wohngebiet wird jetzt eine durchschnittliche 

Grundflächenzahl von 0,4 festgesetzt. Die Eingriffsschwere ist deshalb vom Typ A (hoher Versiegelungs- 

bzw. Nutzungsgrad). Auf der Gemeinbedarfsfläche wird eine Grundflächenzahl von 0,35 festgesetzt – die 

Eingriffsschwere ist dort vom Typ B (niedriger bis mittlerer Versiegelungs- bzw. Nutzungsgrad). Die Abbil-

dung zeigt die Eingriffs- und Ausgleichsflächen der vorliegenden Bebauungsplanänderung. Externe Aus-

gleichsflächen sind nicht dargestellt. 
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Bei der Festlegung der Kompensationsfaktoren nach der Matrix des Eingriffsleitfadens sind die o.g. Vermei-

dungsmaßnahmen zu berücksichtigen. Es ergeben sich folgende Beeinträchtigungsintensitäten: 

 Wohngebiet 

A I   

der Kompensationsfaktor liegt zwischen 0,3 und 0,6;  

anzusetzen ist ein Wert von ca. 0,3 

Eingriffsfläche: 5.337 m² 

Ausgleichsfläche: 5.337 m² x 0,3 = ca. 1.601 m² 

 Gemeinbedarfsfläche 

B I   

der Kompensationsfaktor liegt zwischen 0,2 und 0,5;  

anzusetzen ist ein Wert von 0,2 

Eingriffsfläche: 16.932 m² 

Ausgleichsfläche: 16.932 x 0,2 = ca. 3.386 m² 

Auswahl geeigneter Flächen für den Ausgleich und notwendige Maßnahmen 

Die Ausgleichsfläche für das Wohngebiet wird als Teilmaßnahmen A1 weiterhin westlich des Wohngebiets 

entlang eines Feldwegs angelegt. Zugunsten eines möglichen zukünftigen Straßenausbaus wird die Fläche 

etwas verschmälert und ist 513 m² groß. Erhaltenswerte Gehölze sind auf der Fläche nicht vorhanden. Die 

Fläche ist im Eigentum des Marktes Wartenberg. Zur ökologischen Aufwertung sind folgende Maßnahmen 

geplant: 

 Anlage von flachen, vernässten Mulden durch Abtrag/Abtransport des Oberbodens  

 Pflanzung von Gehölzgruppen mit Arten der potentiellen natürlichen Vegetation  

(Erlen-Eschen-Auwald) 

 Ansaht von artenreichem Feuchtgrünland auf den verbleibenden Flächen, extensive Pflege, keine 

Düngung, 1x jährliche Mahd nach dem 15.08. und Abtransport des Mähgutes 

 Entbuschungsmaßnahmen um die feuchten Mulden bei Bedarf im Einvernehmen mit der Unteren Na-

turschutzbehörde 

Als Teilmaßnahme A2 ist folgende Maßnahme auf einer 1.016 m² großen privaten Fläche zwischen Wohnge-

biet und Gemeinbedarfsfläche geplant: Neuanlage einer Obstwiese mit hochstämmigen Obstbäumen ver-

schiedener regionaltypischer Obstsorten in unregelmäßiger Anordnung mit einer artenreichen Magerwiese 

als Unterwuchs; die Teilmaßnahme A2 ist dinglich zu sichern. 

 Pflanzdichte: ein Baum pro 90 m²; Mindestabstand der Bäume: 9 m 

 Schnittmaßnahmen zur Förderung der Jungbäume, d.h. einmaliger Pflanzschnitt und zwei Erziehungs-

schnitte; dabei ist der erste Erziehungsschnitt in dem auf das Pflanzjahr folgenden Jahr durchzufüh-

ren. 

 Freihalten der Baumscheiben während der ersten 5 Jahre von Bewuchs (flache Abdeckung mit organi-

schem Material, z.B. Holzhäcksel) 

 Sicherung der Jungbäume gegen Wildverbiss (z.B. mit Drahthosen) 

 Düngung der Bäume zur Förderung des Jungbaumwachstums mit organischen Düngern im Baumschei-

benbereich mit Einarbeitung  

 Kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln. 

 Einfriedungen der Fläche sind nicht zulässig;  

 Holzpflöcke zur Markierung der Grenze sind zulässig. 

Die vorgehend beschriebenen Ausgleichsmaßnahmen A1 und A2 innerhalb des Baugebiets sind im Wesent-

lichen der Ausgleich für die mit dem Wohngebiet verbundenen Eingriffe und werden dem Wohngebiet fest 

zugeordnet. Der Ausgleich für die Gemeinbedarfsfläche wird außerhalb des Baugebiets auf einer Fläche aus 

dem Ökokonto des Marktes Wartenberg erbracht (Teile des Flurstücks 579). Die Fläche liegt zwischen Stro-

gen und Strogenflutkanal im Süden von Wartenberg und wird als Ackerland intensiv genutzt. Im Osten 

schließt sich der gewässerbegleitende Ufersaum der Strogen mit überwiegend Erlenbestand an. Nördlich 

grenzt ein Acker an. Die Fläche liegt im oben genannten Schwerpunktgebiet „Strogntal“ des Arten- und Bi-

otopschutzprogramms des Landkreises Erding und teilweise im Überschwemmungsgebiet der Strogen. Sie 

ist insgesamt ca. 1,4 ha groß.   
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Im Ökokonto-Gesamtkonzept des Marktes Wartenberg sind folgende Maßnahmen auf der Fläche vorgesehen: 

 Aufgabe der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung 

 Anlage flacher Geländemulden durch Oberbodenabtrag und Abtransport 

 Weitere Eintiefung in Teilbereichen zur Anlage von Kleinstgewässern 

 Anlage eines flach ausgebildeten, besonnten Kieswalles mit Entwicklungsziel Trocken-/Magerstandort 

 Ansaat der flachen Muldenbereiche zur Entwicklung einer extensiven Hochstaudenflur 

 Strukturreiche Bepflanzung mit Einzelbäumen und flächigen Gehölzinseln 

 Anlage einer Baumreihe entlang des Feldweges im Westen 

 Entwicklung von extensiven Feuchtwiesenbereichen auf den übrigen Flächen 

Für die vorliegende Planung der Gemeinbedarfsfläche wird eine 3.458 m² große Teilfläche als Ausgleichsflä-

che festgesetzt. Mit Rücksicht auf die Entwicklungsziele des ABSP-Schwerpunktgebiets und auf die land-

wirtschaftliche Nutzbarkeit der verbleibenden Fläche wird die Teilfläche am östlichen Rand entlang der 

Strogen angeordnet. Mit Ausnahme des Trocken-/Magerstandortes und der westlichen Baumreihe sind 

sämtliche o.g. Maßnahmen auf der Teilfläche möglich.  

Es wurde geprüft, ob der Ausgleich teilweise oder ganz im Planungsgebiet erbracht werden kann. Dies  

gelingt fast vollständig für die durch das Wohngebiet verursachten Ausgleichsmaßnahmen: hier kann die 

Fläche, die als Immissionsabstand zwischen Wohnbebauung und Gemeinbedarfsnutzung ohnehin einge-

plant ist, durch die Anlage einer Streuobstwiese aufgewertet werden. Das gilt entsprechend für den Puffer 

zwischen Gemeinbedarfsfläche und Gewerbegebiet, auf der ein vorhandener Gehölzstreifen verlängert wird. 

Die Ausgleichsmaßnahmen für die Gemeinbedarfsfläche können nicht innerhalb des Baugebiets erbracht 

werden. Hier soll die größtmögliche Flexibilität für eine schnelle Reaktion auf zukünftige Entwicklungen 

und Erfordernisse erhalten bleiben. 

Zur Verschonung landwirtschaftlicher Flächen vor Umnutzung wurden produktionsintegrierte Maßnahmen 

auf landwirtschaftlichen Flächen und Ausgleichsmaßnahmen auf Waldflächen in Betracht gezogen. Eine 

Umsetzung produktionsintegrierter Maßnahmen auf landwirtschaftlichen Flächen ist nur dann möglich, 

wenn die Dauerhaftigkeit der Maßnahmen und ihre naturschutzfachliche Wirkung sichergestellt sind3. Ne-

ben der naturschutzfachlichen Eignung der Maßnahmen muss deshalb auch eine hohe Akzeptanz für die 

Umsetzung bei den Landwirten bestehen. Auch muss die Umsetzung und Anpassung der Maßnahmen dau-

erhaft begleitet werden. Aufgrund der planbedingten Kompensationsverpflichtung müssen alternative Kon-

zepte vorliegen, falls produktionsintegrierte Maßnahmen aufgrund von Änderungen der agrarpolitischen 

Rahmenbedingungen nicht mehr umsetzbar sein sollten. Der hohe personelle und organisatorische Auf-

wand (Vertragsabschluss, Kontrolle, Wirkungsmonitoring) behindern derzeit die Umsetzung von produkti-

onsintegrierten Maßnahmen. 

Möglicherweise bieten sich zukünftig im Gemeindegebiet Wartenberg Kompensationsmaßnahmen auf Wald-

flächen an. Im bayerischen Leitfaden zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung sind u.a. folgende Auf-

wertungsmaßnahmen aufgeführt:  

 Verzicht auf die Nutzung von Altbaumgruppen zur Anreicherung ökologisch wertvoller Waldreifes-

tadien; 

 Schaffung reich gestufter, naturnaher Waldränder mit vorgelagerten, extensiv genutzten Offen-

landflächen (Mindestbreite gesamt 10 Meter); 

 Maßnahmen zur Verbesserung bestehender Nieder- und Mittelwälder zur Aufwertung des bedeut-

samen, ökologisch wertvollen Arteninventars; 

Allerdings sollen die vorliegend auf der Ausgleichsfläche geplanten Mulden und Eintiefungen unter Berück-

sichtigung des Grundwasserstandes und unter Berücksichtigung der o.g. ökologischen Ziele so ausgeführt 

werden, dass auf der Fläche ein möglichst großer Retentionsraum für Hochwasser der Strogen entsteht.  

Der bayerische Bauernverband hat zudem die Standortwahl wegen geringer Ertragsfähigkeit der Fläche be-

grüßt. Deshalb wurde von einer Verlagerung der Ausgleichsmaßnahmen in Waldflächen abgesehen. 

 

                                                                 

3 vgl. Machbarkeitsstudie zur Umsetzung von Produktionsintegrierten Kompensationsmaßnahmen (PIK) am Beispiel der Stadt Hameln; 

Stadt Hameln/Geries-Ingenieure, 2011 
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Durch die Festsetzungen zur Pflanzung von Grün und die Vermeidungsmaßnahmen wird mit diesem Bebau-

ungsplan ein ökologisch tragbares Konzept für die Erweiterung eines Wohngebiets und die Neuausweisung 

einer Gemeinbedarfsfläche geschaffen. Die Kompensationsflächen liegen im gleichen Naturraum wie die 

Eingriffsfläche und werden durch die festgesetzten Maßnahmen ökologisch aufgewertet. Die Ausgleichsflä-

chen entsprechen den in der Berechnung des Kompensationsbedarfs ermittelten Größenordnungen und 

stellen zusammen mit den geplanten Aufwertungsmaßnahmen einen angemessenen Ausgleich dar. 

5.5 Alternative Planungsmöglichkeiten  

Während der Standort und die Ausdehnung der 

Baugebiete durch den Flächennutzungsplan bereits 

vorgegeben sind, wurden für den Bebauungsplan 

unterschiedliche Möglichkeiten der Erschließung 

untersucht. In einem ersten Entwurf war eine 

Schleifenstraße unter Einbeziehung des Flurstücks 

459 angedacht. Dieses Grundstück steht jedoch 

derzeit nicht zur Verfügung. Deshalb wurde die Lö-

sung zugunsten des vorliegenden Entwurfs verwor-

fen. 

 

 

 

5.6 Methodik, Kenntnislücken, Maßnahmen zur Überwachung 

Die zu erwartenden Umweltauswirkungen wurden verbal argumentativ in drei Stufen bewertet: geringe, 

mittlere und hohe Erheblichkeit. Die Ermittlung des Ausgleichsbedarfes erfolgte auf Grundlage des Leitfa-

dens „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft - Eingriffsregelung in der Bauleitplanung” (Hrsg.: Baye-

risches Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen). Der exakte Grundwasserstand und 

das Vorkommen von Altlasten sind nicht bekannt. Maßnahmen zur Überwachung im Sinne der Umweltprü-

fung stellen keine bauaufsichtliche Kontrolle der Einhaltung oder Wirksamkeit einzelner Festsetzungen dar. 

Zu überprüfen ist stattdessen, ob Schutzgüter unerwarteterweise erheblich von der Planung beeinträchtigt 

wurden. Dazu wird folgende Maßnahme festgelegt: Der Markt Wartenberg führt fünf Jahre nach Inkrafttre-

ten des Bebauungsplans eine Ortsbesichtigung durch, um solche Auswirkungen auf die Schutzgüter festzu-

stellen. 

5.7 Zusammenfassung 

Schutzgut Erheblichkeit der Auswirkungen 

 gering mäßig hoch 

Mensch X   

Tiere und Pflanzen X   

Boden   X 

Wasser X   

Klima und Luft X   

Landschafts- und Ortsbild X   

Kultur- und Sachgüter nicht betroffen 

 

Die Erweiterung des Wohngebiets Zustorfer Straße und die Ausweisung einer Gemeinbedarfsfläche beein-

trächtigen die Umwelt. Bei der Planung wurden diese Beeinträchtigungen berücksichtigt und vermindert. 

Mit den Maßnahmen zur Verringerung von Beeinträchtigungen und den geplanten Ausgleichsmaßnahmen 

liegt ein tragbares Konzept für die Planung vor. 
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6 Hinweise 

Gewerbegebiet Aufham  

 Schädliche Umwelteinwirkungen durch Gewerbelärm wurden durch den Abstand zwischen Wohngebiet 

und Gewerbegebiet vermieden. Die Festsetzungen unter 7. (Immissionsschutz) sind zusätzliche, flan-

kierende Maßnahmen. 

 Für die noch nicht bebauten – und derzeit nicht bebaubaren - Flächen des Gewerbegebietes Aufham 

sind im Lärmschutzgutachten Emissionskontingente ermittelt worden. Die Kontingente sind bei einer 

Aktivierung dieser Flächen (Schaffung einer zusätzlichen Straßenanbindung) im Bebauungsplan des 

Gewerbegebiets verbindlich festzusetzen. 

Vorhabenplanungen auf der Gemeinbedarfsfläche 

 Lärmrelevante Anlagen wie Sportanlagen und Stellplätze sollten möglichst weit entfernt von den 

Wohngebäuden angeordnet werden. 

 Für Sportanlagen gelten an den benachbarten Immissionsorten die Immissionsrichtwerte der Sportan-

lagenlärmschutzverordnung (18. BImSchV). 

 Für die Gemeinbedarfsfläche ist gemäß Immissionsschutzgutachten (Anlage 8.1) bei einer späteren 

Konkretisierung der Nutzung zu untersuchen, ob Beeinträchtigungen durch den vorhandenen Lackier-

betrieb auftreten können (z.B. durch Ausbreitungsrechnung).  Gegebenenfalls müssen sensible Nut-

zungen einen Abstand zur Lackiererei einhalten. 

 Für die Gemeinbedarfsnutzungen ist die konkrete Verkehrserzeugung bei der Vorhabenplanung zu er-

mitteln und zu bewältigen. 

Grundwasser 

 Unterkellerte Gebäude reichen voraussichtlich bis in das Grundwasser. Auf die Notwendigkeit dichter 

Keller wird hiermit hingewiesen. Für eventuell erforderliche Bauwasserhaltungen ist beim Landratsamt 

Erding eine wasserrechtliche Genehmigung zu beantragen. 

Abwehrender Brandschutz 

 Das Hydrantennetz ist in ausreichender Dimensionierung auszubauen.  

 Die Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahrbahnbreite, Kurvenkrümmungsra-

dien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und ungehindert befahren werden können. Die 

Tragfähigkeit muss dazu für Fahrzeuge bis 16 t (Achslast 10 t) ausgelegt sein. Hierzu wird auch auf 

DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ verwiesen. 

 Es muss insbesondere gewährleistet sein, dass Gebäude ganz oder mit Teilen in einem Abstand von 

höchstens 50 m von den öffentlichen Verkehrsflächen erreichbar sind. 

 Bei Objekten mit erhöhtem Brand- oder Personenrisiko ist die Löschwasserbereitstellung mit dem 

Markt Wartenberg abzustimmen.  

 Bei in Baugenehmigungsverfahren auftretenden Fragen zum abwehrenden Brandschutz ist die Kreis-

brandinspektion Erding zu beteiligen. 

Landwirtschaft 

 Immissionen aus der landwirtschaftlichen Nutzung der Nachbargrundstücke sind zu dulden, soweit 

die landwirtschaftliche Nutzung nach guter fachlicher Praxis erfolgt (Lärm-, Geruchs- und Staubein-

wirkungen). 

 Es ist mit zeitweiser Lärmbelästigung zu rechnen (Verkehrslärm aus dem landwirtschaftlichen Fahrver-

kehr). 

 Während der Erntezeit sind Lärmbeeinträchtigungen wie z.B. aus Mais-Silage und Getreideernte auch 

nach 22:00 Uhr zu dulden. 



 

23 

 Bei der Bepflanzung der Ausgleichsflächen mit Bäumen ist zu landwirtschaftlichen Flächen ein Min-

destabstand von 4 Metern einzuhalten. Landwirtschaftliche Flächen sollen möglichst wenig durch 

Schatten beeinträchtigt werden. 

 Die Ausgleichsflächen sollen so gepflegt werden, dass von ihnen keine negativen Auswirkungen auf 

die landwirtschaftliche Nutzung im Umgriff ausgeht (z.B. Unkrautsamenflug).  

Denkmalschutz 

 Nach Auffassung des Landesamtes für Denkmalpflege ist der Fund von Bodendenkmälern im Plange-

biet nicht ausgeschlossen. Auf die gesetzlichen Bestimmungen der Art. 6 und 7 DSchG wird hingewie-

sen. 

Strom (Bayernwerk AG, Altdorf)  

 Entlang der Zustorfer Straße und im Grundstück 456/1 befinden sich 20-kV-Mittelspannungserdkabel 

(siehe Eintrag im Bebauungsplan).  

 Für alle mit Erdarbeiten verbundenen Arbeiten, dazu zählen auch das Pflanzen von Bäumen und Sträu-

chern, wird auf das Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ 

der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen verwiesen. Bei Baumpflanzen ist eine Ab-

standszone von je 2,50 m beiderseits von Erdkabeln einzuhalten. Vor dem Beginn von Erdarbeiten ist 

auf jeden Fall eine Planauskunft über die unterirdischen Anlagen im Zeichenbüro der Bayernwerk AG 

einzuholen (Tel. 0871 96639-338). 

 Die elektrische Erschließung ist durch die Erweiterung des bestehenden 0,4-kV-

Niederspannungsnetzes der vorhandenen Trafostationen in Wartenberg sichergestellt und erfolgt 

durch Erdkabel. 

 Zur Versorgung des Gebietes sind Niederspannungskabel und Verteilerschränke erforderlich. Für die 

Unterbringung dieser Leitungen und Anlagen in den öffentlichen Flächen ist die Richtlinie für die 

Planung der DIN 1998 zu beachten. 

 Die Verkabelung der Hausanschlüsse erfordert die Herrichtung der Erschließungsstraße wenigstens 

soweit, dass die Erdkabel in der endgültigen Trasse verlegt werden können. Werden Gebäude vorzeitig 

errichtet, lässt sich der Anschluss nur provisorisch erstellen. Die dadurch entstehenden Mehrkosten 

sind vom Erschließungsträger zu tragen. 

 Auf die Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaften Elektro Textil Feinmechanik für 

elektrische Anlagen und Betriebsmittel (BGV A3) und die darin aufgeführten VDE-Bestimmungen wird 

hingewiesen. 

Wasserversorgung (Wasserzweckverband Berglerner Gruppe) 

 Jedes Wohnhaus ist mit einem eigenen Wasserhausanschluss zu versehen. Bei nachträglichen Grund-

stücksteilungen ist jeweils ein zusätzlicher Hausanschluss erforderlich.  

 Soweit die Widmung von Straßen im Bebauungsplangebiet als öffentliche Eigentümerwege erfolgt, ist 

eine zusätzliche Absicherung des Wasserleitungsrechtes als Grunddienstbarkeit erforderlich. 

 Es ist zu beachten, dass die Leitungstrasse nicht bepflanzt werden darf. 

 Soweit erhöhter Löschwasserbedarf besteht, hat der Markt Wartenberg in eigener Zuständigkeit dafür 

zu sorgen. 

Abfallwirtschaft 

 Nach den Unfallverhütungsvorschriften darf Müll nur abgeholt werden, wenn die Zufahrt zu Müllbehäl-

terstandplätzen so angelegt ist, dass ein Rückwärtsfahren mit Müllfahrzeugen nicht erforderlich ist, es 

sei denn am Ende von Stichstraßen und –wegen befinden sich geeignete Wendeanlagen. 

 Die zwei Wendeanlagen am nördlichen und südlichen Ende der Erschließungsstraße sind nicht für 

Müllfahrzeuge bemessen. Die T-förmige Gabelung eignet sich grundsätzlich zum Wenden – die Müll-

tonnen sind dort bereit zu stellen. 
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 Die Erschließungsstraße muss behinderungsfrei befahren werden können (ohne Behinderung durch 

parkende Fahrzeuge).  

 Die Straßen müssen eine lichte Durchfahrtshöhe von 4,0 m gewährleisten. Für die Vorwärtsfahrt ,uss 

eine ausreichende Breite von 3,55 m gewährleistet sein. 

Telefon (Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH, Landshut) 

 Die Telekom prüft derzeit die Voraussetzungen zur Errichtung eigener TK-Linien im Baugebiet. Je 

nach Ausgang dieser Prüfung wird die Telekom eine Ausbauentscheidung treffen. Vor diesem Hinter-

grund behält sich die Telekom vor, bei einem bereits bestehenden oder geplanten Ausbau einer TK-

Infrastruktur durch einen anderen Anbieter auf die Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten. Die 

Versorgung der Bürger mit Universaldienstleistungen nach § 78 TKG wird sichergestellt. 

 Im Geltungsbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die durch die geplanten 

Baumaßnahmen möglicherweise berührt werden. Bei der Planung und Ausführung ist darauf zu ach-

ten, dass vorhandene Telekommunikationslinien nicht verändert werden müssen bzw. beschädigt wer-

den. 

 Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Baugebietes durch die Telekom ist die Verlegung 

neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plangebiets einer Prüfung vorbe-

halten. Aus wirtschaftlichen Gründen ist eine unterirdische Versorgung des Gebietes nur bei Ausnut-

zung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung möglich. 

 Es ist sicherzustellen, dass für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes eine ungehinderte, unent-

geltliche und kostenfreie Nutzung der künftigen Straßen und Wege möglich ist. 

 Eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Leitungs-

zone ist vorzunehmen; die Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau sind vom Erschlie-

ßungsträger zu koordinieren. 

 Für die Erschließungsmaßnahme soll ein Bauablaufzeitenplan aufgestellt werden und mit der Telekom 

abgestimmt werden, damit die Bauvorbereitung, Kabelbestellung, Kabelverlegung, Ausschreibung von 

Tiefbauleistungen usw. rechtzeitig eingeleitet werden können. Für die Baumaßnahme benötigt die Te-

lekom eine Vorlaufzeit von 4 Monaten. 

 Eine Erweiterung der Telekommunikationsinfrastruktur außerhalb des Plangebietes kann aus wirt-

schaftlichen Erwägungen auch in oberirdischer Bauweise erfolgen. 

 In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone für 

die Unterbringung der Telekommunikation vorzusehen. 

 Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das Merkblatt „Merkblatt über Baumstandorte und unter-

irdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 

Ausgabe 1989 zu beachten. 

 Es ist sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung 

der Telekommunikationslinien nicht behindert werden. 

Erdgas (Energie Südbayern GmbH, Erding) 

 Bei ausreichendem Interesse der Grundstückseigentümer ist eine Erschließung mit Erdgas beabsich-

tigt. Zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit einer Versorgung mit Erdgas ist die zeitnahe Übermittlung 

der Adressen der Bauwerber an die Energie Südbayern GmbH erforderlich.  

 Die Erdgas Südbayern GmbH soll schon bei Beginn der Ausführungsplanung in die Koordinationsge-

spräche einbezogen werden. 

 Von dem Vorhaben sind bestehende Gasleitungen betroffen. 

 Leitungstrassen sind von Bebauungen und Baumbepflanzungen freizuhalten. 

 Bei der Gestaltung von Pflanzgruben müssen die Regeln der Technik eingehalten werden. Diese bein-

halten, dass genügend Abstand zu Versorgungsleitungen eingehalten wird oder ggf. Schutzmaßnah-

men erforderlich sind. 
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7 Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan 

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Zustorfer Straße weist der Markt Wartenberg eine 1,7 ha große 

Gemeinbedarfsfläche für Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen an der Zustorfer Straße aus und er-

weitert das dortige Wohngebiet von 0,20 auf 0,42 ha. Insgesamt werden ca. 20 Wohnungen in Doppel- und 

Reihenhäusern zugelassen. Bei der Planung wurden die Umweltauswirkungen geprüft, Beeinträchtigungen 

so weit wie möglich vermieden und dort wo eine Vermeidung nicht möglich ist, Ausgleichsmaßnahmen vor-

gesehen.  

8 Anlagen 

8.1 Immissionsgutachten Gewerbegebiet Aufham 

Immissionsschutztechnisches Gutachten 

Lärmimmissionsschutz, Luftreinhaltung und Erschütterungen, 5. Juni 2014 

Hoock Farny Ingenieure, Landshut 

8.2 Lärmschutzgutachten Strogenhalle 

Schalltechnisches Gutachten,  Juni 2007 

Hoock Farny Ingenieure, Landshut  

8.3 VDI 2719 „Schalldämmung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen“; August 1987 

Die VDI 2719:1987-08 wird bei der Verwaltungsstelle gesondert zur Einsicht bereitgehalten, bei der auch 

der Bebauungsplan eingesehen werden kann. Aus Gründen des Urheberrechts ist die Norm nicht in die vor-

liegende Begründung eingebunden. Sie kann auch beim Beuth-Verlag bezogen werden  

(Beuth Verlag GmbH, Am DIN-Platz, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin). 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wartenberg, den …………………….. .....................................................................

 Manfred Ranft, 1. Bürgermeister 
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